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Im weiteren Sinn ist es die gemeinsame Sache, die res 

publica, die gerade allenthalben herausgefordert wird.

Durch Globalisierung auf der einen, durch völkisches Den-

ken auf der anderen Seite. Was es auch mal nötig macht, 

Pythagoras einen guten Mann sein zu lassen und in der

Klasse lieber den Unterschied zwischen einer Le Pen und

einem Macron zu diskutieren. So frei sollten sie schon sein,

empfahl BLLV-Präsidentin Simone Fleischmann bei ihrer

Kanzel-Rede im März 2017 in der Münchner Erlöserkirche.

Wo käme man auch hin, wenn man den Kindern und 

Jugendlichen nicht zutrauen würde, sich Gedanken um das

Große Ganze zu machen und zu fragen, was sie damit zu tun

haben? Das Kinderhilfswerk hat eine repräsentative Studie

zu dieser Frage in Auftrag gegeben. Ergebnis des „Kinder-

reports 2017“: „Nur rund zwei Drittel der Bevölkerung in

Deutschland traut der heutigen Generation der Kinder und

Jugendlichen zu, als Erwachsene Verantwortung für den 

Erhalt unserer Demokratie zu übernehmen.“ Anmerkung

der Auftraggeber: Das Zutrauen steigt mit zunehmendem

Alter und steigendem Einkommen deutlich an. Das größte

Vertrauen haben FDP-Anhängerinnen und -Anhänger. 

Bei Sudbury bestimmen Schüler alles mit ... 

Eine Einrichtung, die größtmögliches Vertrauen in die 

Demokratiefähigkeit von Kindern legt, sind die Sudbury

Schulen. Am Ammersee wurde vor knapp drei Jahren die

erste in Bayern gegründet. Doch schon vor Ablauf des zwei-

ten Schuljahres wollte die Staatsregierung nichts mehr wis-

sen von dieser besonderen Schulform, und kassierte die

Lizenz. Seither kämpfen sie in Ludenhausen um die Wieder-

genehmigung, unterstützt auch von international renom-

mierten Lernforschern sowie dem Forum Bildungspolitik mit

seiner Vorsitzenden Simone Fleischmann. Sudbury-Schulen

verstehen sich ausdrücklich als demokratische Schulen, und

diesen Anspruch verwirklichen sie radikal: In Dingen, die

alle betreffen, entscheiden alle – paritätisch. Schüler wie

Lehrer haben jeweils eine Stimme, egal wie alt oder wie lang

sie schon an der Schule sind. Simone Kosog, Schulmitgrün-

derin und Lernbegleiterin, sieht einen fundamentalen 

Unterschied zu Mitbestimmung, wie sie etwa in Form eines

Schülerrats an staatlichen Schulen gepflegt wird: „Hier ist

sie ernst gemeint. Hier bestimmen die Schüler wirklich alles

mit. Was sie lernen, aber auch die Strukturen.“

… und dazu braucht es Kenntnisse

Wie das funktionieren soll? Mit unmündigen Menschen,

denen doch die Basis zur Entscheidung fehlt, Wissen und

Verantwortungsbewusstsein (s. S. 34)? Mitbestimmung auf

Sudbury geht zum Beispiel so: Eine Schülerin will einen Box-

sack anschaffen. Nun wird dieses Ansinnen nicht einfach zur

Abstimmung gestellt. Erst muss sie mehrere Angebote ein-

holen, dafür zieht sie im Zweifel einen Erwachsenen zu Rate.

Weitere Auflage: Die Schülerin muss einen „Führerschein“

ausarbeiten. Jeder, der boxen will, muss ihn erst erwerben.

In jedem Fall braucht es Kenntnisse. Wie geht man mit so

einem Ding um? Wie pflegt man es? In der Schulversamm-

lung wird darüber diskutiert und so kommt man drauf, dass

man auch Boxhandschuhe anschaffen sollte, dass nur jeweils

eine Person daran boxen darf, dass es ein Zeitlimit von einer

Stunde pro Person und Tag geben soll. Der Antrag wird mit

einfacher Mehrheit angenommen. 

Für Änderungen, die das Regelwerk betreffen, braucht es

eine Zweidrittelmehrheit. So war es einmal einem Lehrer auf

dem Gang zu laut. In der Schulversammlung stellte er den

Antrag, die Regel aufzunehmen, „auf dem Gang darf nicht

gerannt und geschrien werden“. Die Versammlung lehnte

den Antrag ab. Weil es aber eine Gegenstimme gab, kam es

zwei Wochen später zu einer zweiten Lesung. Und erneut

wurden Argumente ausgetauscht. Bei diesem Treffen wurde

der Antrag angenommen. Die Schüler hatten Zeit gehabt,

links: … gönnt sich Phasen der Besinnung ...
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Fauser, Peter; Heller, Friederike; Waldenburger Ute: „VERSTÄNDNISINTENSIVES LERNEN“, Kallmeyer 2015

Felber, Christian: „DIE GEMEINWOHL-ÖKONOMIE“, Deuticke 2010  

Haarmann, Moritz Peter: „THEMENHEFT MITBESTIMMUNG, LEHRERHEFT, AB 9. KLASSE“, Böckler Schule (als pdf unter www.boeckler.de)

Habermas, Jürgen: „DIE EINBEZIEHUNG DES ANDEREN“, Suhrkamp 1996

Oelker, Jürgen (Hrsg.) : „JOHN DEWy – DEMOKRATIE UND ERZIEHUNG“, Beltz 2011

Tomasello, Michael: „DIE KULTURELLE ENTWICKLUNG DES MENSCHLICHEN DENKENS“, Suhrkamp 2006

LITERATUR ZU MITBESTIMMUNG, DEMOKRATIE UND PÄDAGOGIK

drüber nachzudenken und machten sich die neue Spielregel

zu eigen. Kosog sagt: „Wir haben mehr Regeln als anderswo,

aber die sind änderbar und werden den Bedürfnissen der

Gemeinschaft angepasst.“ Und klar: Gelernt wurde dort

auch. Am Ende stehen, für jene, die das wollen, Abschlüsse

an staatlichen Schulen. 

Doch nach dem Willen der Regierung sollte es so weit

nicht kommen. Ein Prüfer schrieb nach einer Stippvisite ein

vernichtendes Gutachten. Die Sudbury-Leute waren ge-

schockt, wie wenig Verständnis man ihnen entgegenbrachte.

Deprimierend empfand man die Tatsache, dass der neu ins

Amt gekommene Abgesandte der Regierung nicht jene 

pädagogischen Kriterien untersuchte, die zur Genehmigung

der Schulgründung geführt hatten. 

Lernen funktioniert nur im Miteinander ...

Nach Ansicht der Verantwortlichen wären Fragen ange-

bracht gewesen wie: „Entscheiden die Schüler wirklich über

Lerninhalte und Ziele, über Formen und Wege?“ – „Wie pro-

fitieren die Schüler in einer altersgemischten Umgebung

voneinander, auch in Bezug auf die Bildungsstandards“.

Stattdessen wurde kurzfristig eine schriftliche Leistungser-

hebung in Mathe und Deutsch anberaumt. Die Schulgemein-

schaft lehnte die Teilnahme nach kontroverser Diskussion

ab. Es gebe keine Zeit zur Vorbereitung, man werde nicht 

differenziert betrachtet, das Konzept werde ignoriert. Kurz: 

Man habe keine faire Chance.

Bei einer Hospitation mit dem Forum Bildungspolitik schon

lange vor der Schließung kam Wenzel zu dem Schluss: „In

der Sudbury-Schule wird deutlich, was es bedeutet, Lernen

radikal zu denken – nämlich an die Wurzel zu gehen. Lernen

funktioniert nicht über Druck und Aussondern, sondern im

Miteinander. Und das heißt auch: Miteinander entscheiden.“ 

… und dabei stören die verteufelten Noten 

Von solcher Radikalität können die Bechhofener nur träu-

men, auch wenn sie sich dort schon ganz schön viel heraus-

genommen haben. Kooperation, Mitbestimmung und Trans-

parenz gehören erst recht im runderneuerten Gebäude zu

den selbstverständlichen Grundlagen des Schullebens. Und

doch ist nicht sicher, ob das so bleiben wird. Denn Meier

geht zum Ende dieses Schuljahres in Pension, ob sein Kon-

rektor übernehmen darf, ist unklar. Ebenso, wer dessen 

Kollegin oder Kollege in der Schulleitung wird. So weit geht

es in Bayern dann doch nicht, dass die Menschen, die das 

Unternehmen Schule führen, selbst bestimmen dürften, mit

wem sie das tun wollen. Wo kämen wir da hin?

Zu gerne aber hätte Meier das System noch auf einem

ganz anderen Gebiet herausgefordert. Er hätte gerne 

den Feind allen intrinsisch motivierten Lernens bei den 

Hörnern gepackt: Die verteufelten Noten. Das hätte dem

streitbaren Beamten sicher eine Dienstaufsichtsbeschwer-

de eingebracht. Mindestens. Aber das wäre es ihm wert 

gewesen.  //

rechts: … weiß, wohin die Reise eigentlich geht
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In der föderalen Schullandschaft ist Mitbestimmung
nicht überall gleichermaßen willkommen

Klein bisschen Mitsprache 

Wolfram Schneider*

*Der Autor ist wissenschaftlicher Mitarbeiter des BLLV 

chule als Ort des sozialen Zusammenlebens,

das man gemeinsam regelt – dieses Ideal ver-

trat John Dewey in „Democracy and Educa-

tion“. Das Schlüsselwerk der internationalen

Reformpädagogik ist rund 100 Jahre alt und begründet noch

heute den Anspruch auf Partizipation von Schülerinnen und

Schülern. Neben der „Demokratie als Herrschaftsform“ 

beschrieb Dewey darin „Demokratie als Lebensform“.

Damit ist das gesellschaftliche Zusammenleben gemeint,

und somit auch die Schule als Abbild der Gesellschaft im

Kleinen. Der Anspruch hat Auswirkungen auf das Verständ-

nis von Erziehung, denn Erziehung wäre dann nicht mehr

Funktion oder Instrument von Politik, sie würde sich als 

Demokratie verwirklichen. Schule als Keimzelle einer 

demokratischen Gesellschaft.

Die neuere Reformpädagogik griff diese Gedanken 

begehrlich auf. Und vor dem Hintergrund der Bemühungen

um eine Demokratisierung von Schule formulierte 1973 

der Deutsche Bildungsrat die Forderung einer vermehrten 

Mitbestimmung von Schülerinnen und Schülern. Seit dieser

Zeit haben sich die Teilhabe der Kinder und Jugendlichen

am Schulleben und die didaktische Beteiligung am Unter-

richt deutlich erweitert. Aber nicht überall im föderalen

Deutschland gleichermaßen.

Beispiel Landesschülervertretung. Sie ist mittlerweile

überall auf Landesebene gesetzlich vorgeschrieben. Die

s

BW BY BE BB BR HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH

Finanzmittelbudget

Personalauswahl durch
Schulleiter, Schulkonfe-
renz (sofern vorhanden)

… Schulleitung 

… Lehrkräfte

… befristetes Personal

Organisation und Verwaltung

Flexible Lehrplangestaltung und 
Unterrichtsorganisation
Flexibilisierung der Stundendauer und Stunden-
tafel, Budgetierung der Unterrichtsstunden
Erweiterte pädagogische Handlungsspielräume
durch Schulversuche
Externe Evaluation (z. B. Gemeinsame Bewertung
der Befunde und Bestimmung der Konsequenzen)

Mitbestimmungsgrad der Schulen bei Entscheidungen (     = hoch,     = mittel,     = niedrig)
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Struktur aber ist von Bundesland zu Bundesland verschie-

den. Bayern ließ sich mit der Gründung eines Landesschü-

lerrats bis 2008 Zeit und führte diese Form der Beteiligung

als letztes Bundesland ein, Jahrzehnte nach der Verankerung

der Vertretungen etwa in Hamburg (1973) oder Baden-Würt-

temberg (1994). Im Freistaat beschränkt sich die Mitwirkung

der Schülervertretungen vor allem auf die Wahrnehmung

von Erörterungs-, Anhörungs- und Informationsrechten. 

Sie beinhaltet kein Recht auf Mitbestimmung in schulischen

Belangen. Ein Antrag an den bayerischen Landtag, dies zu

ändern, wurde erst wieder im vergangenen Jahr mit den

Stimmen der CSU abgelehnt (Drs. 17/16081).

Auch die Partizipation und Mitspracherechte von Eltern

sind in Bayern anders geregelt als in anderen Bundeslän-

dern. So hat der Freistaat als einziges Land neben Nord-

rhein-Westfalen auf Kreis-, Bezirks- und Landesebene keine

gesetzliche Elternvertretung. Die Erziehungsberechtigten

werden nur durch privatrechtliche Elternorganisationen ver-

treten. In allen anderen vierzehn Bundesländern sind die El-

tern durch die Landeselternvertretung vertreten, also durch

ein Gremium, das aus den Schulgesetzen legitimiert ist. 

Auch bei der Mitsprache bezüglich des Übertritts der

Kinder in die Sekundarstufe ist Bayern eines von vier Bun-

desländern (neben Brandenburg, Sachsen und Thüringen),

bei denen nicht die Eltern über den Besuch der jeweiligen

Schulform entscheiden.

Mitsprache von Schulen und Schulleitun-
gen? Gerne, aber bitte nicht so viel!

Dem Föderalismus in der Bildungspolitik ist geschuldet,

dass sich auch der Mitbestimmungsgrad von Schulen bei

Entscheidungen stark unterscheidet. Verstärkte Partizipation

und Selbstverantwortung der Schulen bei Entscheidungs-

prozessen wäre jedoch gerade vor dem Hintergrund von

mehr Qualität und Effizienz im Bildungsbereich von großer

Bedeutung. Wie sehr sich das von Bundesland zu Bundes-

land unterscheidet, hat der Aktionsrat Bildung verdeutlicht.

In vielen Bundesländern gibt es erweiterte Handlungs-

spielräume für die Schulen, was die Erziehungs- und Unter-

richtsarbeit betrifft. Dazu gehören vor allem eine flexible

Lehrplangestaltung und Unterrichtsorganisation, sowie eine

Flexibilisierung der Stundendauer und Stundentafel und

eine Budgetierung der Unterrichtsstunden. Für Bayern 

attestiert der Aktionsrat hierbei kaum bis keine Handlungs-

spielräume. Lediglich beim Thema Schulversuche liegt der

Freistaat in der Spitzengruppe, da die Schulen „ausdrücklich

zur Nutzung der im Rahmen von Schulversuchen freige-

gebenen Gestaltungsspielräume ermutigt werden“.

In Schweden stellt die Schulleitung 
das Personal ein 

Vor allem bei der Personalauswahl durch die Schulleitung,

die Schulkonferenz (s. S. 44, Recht) oder die Lehrkräfte

schneidet Bayern beim Mitbestimmungsgrad der Schulen

im Vergleich zu anderen Bundesländern unterdurchschnitt-

lich ab. In anderen Bundesländern ist die Befugnis der 

Einzelschule meist größer, Schulleiter, Lehrkräfte, Vertre-

tungslehrpersonal und nicht-pädagogische Mitarbeiter 

eigenverantwortlich einzustellen oder an deren Einstellung

maßgeblich mitzuwirken sowie Aufgaben der Personalfüh-

rung und Personalentwicklung aktiv wahrzunehmen bzw.

maßgeblich mitzugestalten.

Gerade beim Thema Schulleitung wird auch deutlich, wie

sehr sich die Mitbestimmungsrechte im Vergleich zu ande-

ren Ländern der Europäischen Union unterscheiden. In

Schweden sowie in einigen Gemeinden in Finnland werden

die Lehrkräfte von den Schulleitungen eingestellt. In Däne-

mark und den Niederlanden haben die Schulleitungen eine

beratende Funktion bei der Einstellung gegenüber der

Schulbehörde. Die Unterrichtsorganisation und -gestaltung

wird in Österreich gemeinsam von Schulleitung und Lehrer-

konferenz bestimmt, in Schweden, Irland oder Finnland 

alleinig von der Schulleitung und in Dänemark setzt sich 

die Schulleitung mit dem sogenannten „Pädagogischen Rat“

zusammen. 

Für externe Beziehungen sind in den meisten Ländern 

alleine die Schulleitungen zuständig. Nur vereinzelt bestim-

men noch andere mit, etwa in Irland das „board of manage-

ment“. Und auch die Ernennungen der Schulleitungen selbst

erfolgen nicht immer nach dem gleichen Zeitmuster: 

Während in manchen Ländern die Schulleiterinnen und

Schulleiter zeitlich unbeschränkt eingesetzt werden, erfolgt

zum Beispiel  in Griechenland, Spanien und Portugal eine

Ernennung alle vier Jahre.  //
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Engagierte Schülerinnen und Schüler sind immer wieder enttäuscht

darüber, wie wenig Möglichkeiten der Partizipation ihnen im baye-

rischen Bildungssystem eingeräumt werden. SchülervertreterInnen 

fordern mehr als nur Pro-forma-Rechte.  

Nicht anhörungswürdig

Nora Fath*

* Schülerin am Pestalozzi-Gymnasium München, Vorstand des Münchner Schülerbüros e.V. und engagiert in der StadtschülerInnen Vertretung München

>

links: Die eigene Stimme muss Gewicht bekommen, damit sie nicht irgendwann verstummt
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Friedensforscher Karl Friedrich Freiherr von Weizsäcker.

Wer diese Definition auf das bayerische Bildungssystem an-

wendet, kann zu dem Schluss kommen, dass die Verantwort-

lichen nichts von den Grundprinzipien der Demokratie

verstanden haben. Demokratische Bildung wird seit Jahren

auf politischer Ebene thematisiert, und doch scheitern wir,

die unmittelbar Betroffenen, beim Versuch, Schule oder das

Bildungssystem mitzugestalten, immer wieder an mangeln-

den Partizipationsmöglichkeiten.

Zwar ist durch das bayerische Erziehungs- und Unter-

richtsgesetz (BayEUG) eine gewisse Partizipationsstruktur

gegeben – SchülersprecherInnen beschließen gemeinsam

auf Bezirksaussprachetagungen (BAT) Anträge, die dann

sechs LandesschülersprecherInnen und ihre sechs Vertre-

terInnen an den Kultusminister weiterleiten – jedoch wer-

den 95 Prozent dieser Anträge von ihm abgelehnt (Stand

2015). Versuchen einzelne Engagierte diesen komplizierten

und langwierigen Weg der Kommunikation zu verkürzen,

indem sie sich mit ihrem Anliegen direkt an das Kultusmi-

nisterium wenden, bekommen sie an guten Tagen eine be-

dauernde Absage aus dem Vorzimmer von Ludwig Spaenle,

an schlechten erhalten sie erst gar keine Antwort. Die

oberste Instanz unseres Bildungssystems scheint kein Inte-

resse am Dialog mit SchülerInnen zu haben. Die Konzeptio-

nierung unseres Schulalltags basiert auf einer intranspa-

renten Fremdbestimmung durch Personen, die fernab von

jeglicher Schulrealität Gesetze im vermeintlichen Interesse

einer „besseren Schule“ beschließen.

Auch innerhalb der eigenen Schule sind die Bedingun-

gen für ein Engagement von SchülerInnen verbesserungs-

würdig. Die Jugendlichen sind durch die drei demokratisch

legitimierten SchülersprecherInnen im Schulforum vertre-

ten und können sich somit an Entscheidungsprozessen 

indirekt beteiligen. Eine gute Interessenvertretung funktio-

„Demokratie heißt 
Entscheidung durch die
Betroffenen“ erkannte der Physiker und
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niert jedoch nur an Schulen mit einer starken Schülermitver-

antwortung (SMV), die ebenso Forderungen der Mitschü -

lerInnen an die Schulsprechenden heranträgt wie Projekte

für SchülerInnen organisiert.

Nach Artikel 62, BayEUG soll „im Rahmen der Schüler-

mitverantwortung allen Schülerinnen und Schülern die Mög-

lichkeit gegeben werden, Leben und Unterricht ihrer Schule

[…] entsprechend mitzugestalten“. Doch diese „Möglich-

keit“ kann schon an kleinen Dingen wie einem innerschuli-

schen Platzproblem scheitern. Reichen die Raumkapazitäten

eines Schulgebäudes nicht aus, hat die SMV kein Anrecht auf

ein Besprechungszimmer. Wo aber kein Raum für Austausch

ist, wird die Motivation sich zu engagieren extrem gering. 

Dies lässt sich am Beispiel der SMV des Münchner Klen-

ze-Gymnasiums nachvollziehen. Vor zwei Jahren wurde

ihnen aus Platzgründen der Raum gestrichen. Seitdem 

finden SMV-Treffen nahezu ausschließlich nach der Schule

in Klassenzimmern statt. Der Mangel eines Rückzugsorts und

Arbeitsraums belastet das Klima innerhalb der SMV stark.

Das Resultat: Das Engagement der GymnasiastInnen für 

Projekte ist massiv zurückgegangen.

Lehrer empfinden Feedback als Angriff

In Bezug auf Anregungen zu Lehrmethoden wird SchülerIn-

nen lediglich ein „Anhörungs- und Vorschlagsrecht“ (Art. 62

BayEUG) zugestanden. Feedback von SchülerInnen wird 

jedoch von den meisten Lehrkräften erfahrungsgemäß 

vehement abgelehnt, da sie Kritik entweder als Angriff

gegen die eigene Person werten oder – Zitat eines Lehrers

meiner Schule – die Meinung vertreten, Schüler seien

„keine ebenbürtigen Diskussionspartner“, weil sie in ihrer

jugendlichen Unerfahrenheit „keine Ahnung haben“. Sie

seien „nicht anhörungswürdig“. 

Dabei verbringen wir SchülerInnen jährlich rund 1.200

Stunden in der Schule, bekommen Lehrinhalte von unter-

schiedlichsten Charakteren mit unterschiedlichsten Metho-

den präsentiert und leiden unter dem Druck des leistungs-

orientierten Schulsystems. Wer, wenn nicht wir, weiß, was

Schulalltag bedeutet? Der ehemalige BLLV-Präsident Klaus

Wenzel hat einmal empfohlen, LSR nicht als „Landesschü-

lerrat“ auszubuchstabieren, sondern als „Ludwig Spaenle

Ratgeber“.

Nicht nur der LSR engagiert sich ehrenamtlich für mehr

Partizipation im Bildungssystem, auch viele andere Jugend-

liche aus ganz München im Alter von 12 bis 23 Jahren setzen

sich für eine bessere Schule und mehr Partizipationsmög-

lichkeiten für SchülerInnen ein.

Mitbestimmung statt Fremdbestimmung

Über außerschulische Organisationen wie das Münchner

Schülerbüro (msb) vermitteln sie Wissen, Austausch und

Vernetzung. Sie organisieren jährlich den Münchner Schü-

lerkongress „besser::“, bei dem rund 200 SchülerInnen aller

Schularten für ein Wochenende im November die Möglich-

keit bekommen, sich durch verschiedene Workshops fortzu-

bilden, mit anderen Schulen zu vernetzen und im Rahmen

einer Podiumsdiskussion mit PolitikerInnen in Kontakt zu 

treten, um ihnen Anregungen für ihre zukünftige Gestaltung

der Schule mitzugeben. 

So wird auch die StadtSchülerInnenVertretung (SSV)

 München, eine demokratisch legitimierte Vertretung der

Münchner SchülerInnen, nicht müde, durch Engagement

unter anderem bildungspolitische Forderungen in die Öf-

fentlichkeit zu tragen. Darüber hinaus richtet die SSV auch

Veranstaltungen wie eine Debatte zur ReferendarInnenaus-

bildung im kommenden Juli aus, zu der VertreterInnen des

LehrerInnenverbands, Lehramtsstudierende sowie Schü -

lerInnen eingeladen sind, die ReferendarInnenausbildung

zu reflektieren und Verbesserungsvorschläge zu ermitteln.

Es mangelt also nicht an Engagement von SchülerInnen

im Bildungssystem, sondern vielmehr an Partizipations-

möglichkeiten. Anstelle von destruktiver Konfrontation 

suchen wir den konstruktiven Dialog. Wir fordern mehr 

Mitbestimmung statt Fremdbestimmung. Nur durch uns 

alle wird Schule zu einem Ort, an dem man gerne lernt, 

nur mit uns gibt es Veränderung.  //
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>

ursula münch

„Schule ist kein Ort 
der Demokratie“

m

Prof. Dr. Ursula Münch, die Direktorin der Akademie für Politische
Bildung in Tutzing, sieht das Vertrauen in die Demokratie schwin-
den. Ein Gespräch über Social Media und die Schweigespirale, 
mangelnde Bereitschaft zum Kompromiss, und die Grenzen der
Mitbestimmung in Bildungsinstitutionen

links: Die Politikwissenschaftlerin beklagt eine „radikale Ich-Bezogenheit“
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bayerische schule: Frau Professor Münch, die sozialen Medien 

ermöglichen es jedem, sich öffentlich zu äußern. Ist das nicht 

eine wunderbare Voraussetzung für Mitbestimmung?

Münch: Auf den ersten Blick schon. Aber die vielen Kanäle, auf

denen Menschen sich heutzutage ungefiltert äußern können,

nutzen vor allem den „Lautsprechern“, die finden dort ihren

Resonanzboden, die schweigende Mehrheit der Vernünftigen

zieht sich zurück. Das sind diejenigen, die eine besonnene 

Diskussion wollen, denen die öffentlichen Angelegenheiten

wichtig sind, die nicht ihr Ego in den Vordergrund stellen. Die

sogenannten sozialen Medien fördern die Schweigespirale. 

Ist das nicht ein alter Begriff aus der Kommunikationswissen-

schaft?

Ja, die Meinungsforscherin Elisabeth Noelle-Neumann hat ihn

in den 70ern eingeführt, um zu beschreiben, warum sich in der

Zeit der sozialliberalen Regierungskoalition konservative 

Positionen in den Medien, vor allem im Fernsehen, wenig

Gehör verschaffen konnten.

Heute sind es Rechtspopulisten, die in Europa und den USA 

laut werden – via Twitter und Facebook.

Zunächst einmal ist es mir egal, von welcher Seite aus gebrüllt

wird. Das Brüllen suggeriert Macht und Stärke. So schüchtert

man ein, und das ist das Gefährliche daran. Der Begriff

„Schweigespirale“ ist so verkehrt nicht. Natürlich gibt es auch

Gegentendenzen. In vielen deutschen Städten gehen zum 

Beispiel Bürgerinnen und Bürger jeden Sonntag um 14 Uhr auf

die Plätze und tun ihre Unterstützung für die Europäische Union

kund. Die grölen nicht. 

Wir sollten mehr demonstrieren?

Das erwarte ich von niemandem. Ich erwarte aber, dass die

Leute, die in diesem Staat leben und ja immens von ihm 

profitieren, zumindest zum Wählen gehen. Und sich dann auch

überlegen, ob sie den Schreihälsen nachlaufen. Ich erwarte,

dass sie sich nicht in ihrer Bequemlichkeit einrichten und

glauben, es werde schon alles von allein werden.

Menschen gehen seit jeher auf die Straße, um ihr Recht auf 

Mitwirkung einzufordern. Das tun die Rechten, aber das war 

zum Beispiel auch bei Stuttgart 21 so. Die Staatsgewalt ist bru-

tal gegen die Demonstranten vorgegangen. Unterminiert so 

etwas nicht das Vertrauen in die Demokratie?

Bei Stuttgart 21 hat es ein ordentliches Planfeststellungsver-

fahren gegeben. Die Leute sind aber erst gekommen, als die

Bagger schon da waren. Es gibt doch alle möglichen Beteili-

gungsformen. Hier in der Akademie haben wir uns auch mit

Infrastrukturproblemen beschäftigt. Die Erkenntnis war: Das

interessiert nicht so viele.

Haben Sie schon persönliche Erfahrungen gemacht mit direk-

ter Demokratie?

Ja, erst kürzlich und sehr zu meinem Ärger direkt vor meiner

Haustür in München-Schwabing. Der Bezirksausschuss hatte

beschlossen, den Elisabeth-Markt neu zu gestalten. Aus guten

Gründen, wie ich finde. Dann hat eine Bürgerinitiative 23.000

Unterschriften gegen den Umbau gesammelt und den Ver-

antwortlichen der Stadt „im Namen der Bürger“ überreicht. 

23.000, das ist alles andere als eine Mehrheit. Die vielen 

anderen interessiert es entweder nicht oder sie stimmen dem

Umbau zu. 

Die Aktivisten könnten umgekehrt sagen: Wer nicht unter-

schreibt, der will halt nicht mitreden.

Nein, Nicht-Protestieren ist häufig eine schweigende Form der

Zustimmung zu einem Projekt. Da haben wir wieder diesen

Mechanismus der Schweigespirale: Ein paar Leute skanda-

lisieren etwas – die schweigende Mehrheit wird nicht via Social

Media aktiv, da startet niemand eine Initiative. Was fehlt, ist

eine einordnende Instanz. Es gibt immer weniger Journalisten,

die so etwas behandeln. Und es wird ja auch viel weniger 

Zeitung gelesen. 

Vor allem von Jugendlichen. 

Ja, das erlebe ich auch bei mir zu Hause. Meine Kinder sind 

13 und 15, und an Zeitungen und Magazinen mangelt es bei

uns wahrlich nicht. Aber zum Lesen muss ich sie fast mit 

Gewalt zwingen. 

Vielleicht werden die relevanten Inhalte einfach nicht anspre-

chend genug präsentiert.

Ich habe mit zwölf Jahren Zeitung gelesen, und das waren

keine Kinderzeitungen. Auch die jungen Leute von heute wol-

len nicht infantilisiert werden. Die Welt besteht ja nicht nur aus

jugendlichen Themen. 

Regt Schule zu wenig politische Mitwirkung an?

Meine beiden Kinder besuchen Münchner Gymnasien. Die 

erzählen mir, wie dort Fehlstunden ausgeglichen werden. Sie

ärgern sich mittlerweile, wenn sie schon wieder einen päda-

gogisch mehr oder weniger sinnvollen Film ansehen müssen.

Was sie mir noch nie erzählt haben: Dass da eine Lehrkraft

mal einen aktuellen Zeitungsartikel mit ihnen diskutiert hätte.
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Manchmal glaube ich, die Lehrerinnen und Lehrer lesen selbst

keine Zeitung mehr. 

Politik zu diskutieren ist das eine. Politik zu leben, das andere. 

Wie kann Schule dazu beitragen, dass Menschen sich für ihre 

Interessen und für die Demokratie einsetzen?

Zum Beispiel durch Klassensprecherwahlen. Aber auf die rich-

tige Weise: Man kann das lieblos abhalten und ohne darauf

hinzuweisen, dass es sich da um das erste Wahlrecht handelt.

Dass man da seine Repräsentanten wählen darf. Und dass das

etwas anderes ist, als jemanden ins Volleyballteam zu wählen.

In weiterführenden Schulen gibt es den Klassenrat. Da kann

man auch besprechen, wie man miteinander umgeht. Ich habe

eine Position, der andere auch – das zu lernen ist auch Demo-

kratieerziehung. Aber Kompromisse gelten heute per se als

„faul“. Man muss das Verständnis dafür wecken, dass sich die

Welt eben blöderweise nicht nur um einen selbst dreht.

Woher rührt die Abneigung gegenüber dem Kompromiss als 

Grundlage des demokratischen Miteinanders?

Da ist dieser neue Anspruch auf Ganzheit. Man will, dass die

Partei, die man wählt, genau das tut, was man erwartet. Es

braucht eine konziliantere Grundhaltung, die Einsicht, dass

eine Partei noch mehr Leute zu vertreten hat als einen selbst.

Junge Leute haben oft diese Attitüde, nicht wählen zu gehen,

zu sagen: Meine Stimme kann ja eh nichts verändern. Das ist

eine radikale Ich-Bezogenheit. Schon wir Babyboomer sind mit

dem Anspruch erzogen worden, alles soll immer so sein, wie

man es sich wünscht. Die Elternhäuser müssten stärker ver-

mitteln, dass es nötig ist, die Interessen anderer ins Eigene

einzubeziehen.

Wenn das zu wenig geschieht, ist also doch Schule gefragt. Wie 

kann dort abgesehen von Klassensprecherwahlen und Klas-

senrat Demokratieverständnis gefördert werden?

Durch Politiksimulationen oder auch durch Formate wie „Ju-

gend debattiert“. Da lernen die Jugendlichen, sich in eine Po-

sition einzuarbeiten. Die wird ihnen zugelost, und so lernen

sie, sich mit etwas auseinanderzusetzen und sogar zu vertre-

ten, was nicht die eigene Position ist. So lernt man in einem

Gemeinwesen zu leben. Es müssen alle begreifen, dass man

die unterschiedlichen Interessen zu einem Ausgleich bringen

muss, sofern sie demokratisch und rechtsstaatlich rechtfer-

tigbar sind.

Solche Wettbewerbe und Formate sind die Ausnahme. Muss 

nicht auch der schulische Alltag auf Mitwirkung angelegt sein?

Die Politikwissenschaftlerin Dr. Ursula Münch, 56, ist seit Novem-

ber 2011 Leiterin der Akademie für Politische Bildung Tutzing.

Seit 1999 ist die gebürtige Esslingerin an der Universität der Bun-

deswehr München Professorin für Innenpolitik und Verglei-

chende Regierungslehre. Im Oktober 2014 wurde sie in den

Hochschulrat der LMU München gewählt. Die Akademie feiert in

diesem Jahr ihr 60-jähriges Bestehen.

URSULA MÜNCH
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brauchen, es gibt aber auch Einschränkungen. Da bin ich 

gewiss keine Revoluzzerin. 

Werden denn die Lehramtsstudierenden darauf vorbereitet, 

Vorbilder in demokratischen Prozessen zu sein?

Im Studium geschieht deutlich zu wenig. Demokratiever-

ständnis hat auch in den Prüfungen kaum Gewicht. Und letzt-

endlich zählt bei den Studierenden nur, was auch abgeprüft

wird. Wir brauchen mehr politische Bildung, und zwar nicht

nur für Sozialkunde-Lehrkräfte. Auch die Biologie zum Bei-

spiel ist ja politisch, da geht es etwa um Pränataldiagnostik.

Wir bieten an der Akademie in Zusammenarbeit mit der 

Akademie für Lehrerfortbildung in Dillingen Fortbildungen 

zu solchen Themen an. Auch für Lateinlehrer. 

Für Lateinlehrer?

Klar, wenn es immer heißt, die Wiege der Demokratie liegt in

der Antike, dann ist es nicht verkehrt, wenn der eine oder 

andere da eine gedankliche Stütze bekommt. Wir haben damit

gerade erst begonnen. Aber die Nachfrage ist groß. 

Wie vermitteln die Lehrer ihren Kolleginnen und Kollegen  und 

der Schulleitung, dass sie auf eine Demokratie-Fortbildung 

gehen wollen? 

Wir haben die Fortbildungen auf die Schulleitungen ausge-

dehnt. Auch um zu zeigen: Wenn ihr eure Lehrkräfte hierher

schickt, fehlen die euch zwar, aber sie bringen etwas zurück,

was sich auch über den Sozialkundeunterricht hinaus positiv

auswirkt. Und das wird sehr gut angenommen, wir haben das

Angebot auf Grund- und Mittelschulleitungen ausgeweitet. 

Bei allem Respekt vor solchen Fortbildungen: Das sind punk-

tuelle Maßnahmen. Müsste nicht doch die Lehrerbildung neu 

ausgerichtet werden?

Ja, man muss schon bei denen anfangen, die sich für den

Beruf entscheiden. Schulen sind die einzigen Institutionen,

durch die wirklich jeder geht in diesem Land. Da kommen 

die künftigen Staatsbürger und Steuerzahler heraus. Mein 

Appell: Man muss versuchen, die Lehramtsstudierenden

daran zu erinnern, was sie da überhaupt machen in diesem

Beruf. Es geht nicht nur darum, eine gute Physikerin zu 

sein oder ein guter Biologe. Schulen und damit Lehrkräfte

haben eine große Verantwortung für die Gesellschaft. Künf-

tige Lehrkräfte müssen bereit sein, diese Verantwortung 

zu übernehmen. //

Das Gespräch führte Chris Bleher 

Schule ist kein Ort der Demokratie. Man kann und soll dort

demokratische Verfahren lernen, man kann dort lernen, mit 

anderen umzugehen, lernen, Regeln zu akzeptieren und dass

es Autoritäten gibt, die Strukturen vorgeben, die man nicht

einfach außer Kraft setzen kann. Dort bestimmt aber nicht

eine Mehrheit über eine Minderheit, also etwa Schüler über

Lehrer. 

Demokratische Schulen wie die Sudbury-Schule organisieren 

sich sehr wohl nach dem Prinzip ein Mensch, eine Stimme. 

30 Kilometer von hier hatte sich eine gegründet, die kämpft 

derzeit um ihre Wiederzulassung.

In einer solchen Schule wird aber kaum über den Schulab-

schluss abgestimmt werden oder über die Einstellung von

Lehrern.

Doch, genau das. 

Das ist meines Erachtens eine Farce. Ich würde nicht dazu

aufrufen, dass sich eine Schulversammlung den Lehrern ent-

gegenstellt. Die Schüler sollen lernen, vernünftig zu argu-

mentieren, aber sie müssen auch die Regeln kapieren, die wir

in einem Rechtsstaat haben. Und dazu gehört auch, dass es

letztlich die Lehrer sind, die die Noten geben. Man sollte

Schüler zum Beispiel auch nicht darüber abstimmen lassen,

wohin der Schulausflug geht, wie es am Gymnasium meiner

Kinder passiert ist. Die Schüler wollten bowlen gehen. Es

sollte aber nicht zur Wahl stehen, ob man lieber drin bleibt

oder raus geht. So etwas empfinde ich als Anbiederung des

Lehrers oder der Lehrerin an die Schüler oder als Bequem-

lichkeit. Man sollte eben auch mal auf einen Berg gehen und

nicht nur das machen, was man auch sonst immer am aller-

liebsten tut. 

Autorität entscheidet, nicht die pure Stimme?

So sehe ich das, auch wenn das manche aufregt. Lehrperso-

nen haben nun mal eine Anleitungsfunktion. Sofern jemand

dieser Autorität Rechnung trägt durch Verantwortungsbe-

wusstsein, ist das durchaus sinnvoll. Die Lehrkraft hätte ja

sagen können: Es gibt drei Möglichkeiten zur Auswahl, die

euch alle ähnlich viel Anstrengung abverlangen. Und sie kann

transparent machen, warum sie das für wichtig hält. 

Auch an den Universitäten gab und gibt es Bestrebungen, 

Mitbestimmung stärker auf die Studierenden auszudehnen. 

Und das sind Erwachsene.  

Auch die Universität ist keine demokratische Institution. 

Es gibt Formen von Mitbestimmung, die wichtig sind, die wir
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„Die Krise sagt uns, wir brauchen nicht weniger, wir brauchen mehr Mitbestimmung“ – gilt diese

Aussage des neuen Bundespräsidenten, Frank-Walter Steinmeier, auch für die Schule? Auf den 

ersten Blick mag man diese Frage verneinen. In der Schule geht es doch darum, gesetzlich festge-

legte Erziehungsziele und amtlich erlassene Lehrpläne umzusetzen sowie Zertifikate für Laufbahnen

zu erteilen. Also um klassisch hoheitliches Handeln des Staates, der hierfür einen hierarchisch 

aufgebauten Beamtenapparat unterhält. Schüler oder Eltern sind in diesem System erst mal nur

Adressaten.

Doch dieses Denken spricht jeder Lernpsychologie Hohn. Und es entspricht dem Staatsver   -

ständnis autoritärer Systeme. Oberstes Erziehungsziel einer Demokratie ist die freie Entfaltung der

Persönlichkeit mündiger Bürger, die sich aktiv in die offene Gesellschaft einbringen. Deshalb muss

Mitbestimmung als demokratische Teilhabe Grundprinzip von Schule sein – in sämtlichen Bereichen,

auf allen Ebenen. Natürlich haben Lehrkräfte und Schüler im Unterricht unterschiedliche Rollen.

Lehrkräfte sind Experten für Inhalte und Methoden des Lernens. Deshalb kann es keine Gleichheit

zwischen ihnen und den Schülern geben. Aber ihre Beziehung muss geprägt sein von einem Geist

des kooperativen Miteinanders, von gegenseitigem Respekt und gegenseitiger Anerkennung. 

Deshalb müssen Schüler über Inhalte und Methoden des Unterrichts mitbestimmen dürfen, 

ohne dass die Expertenrolle der Lehrkraft dabei an Bedeutung verliert. Im Gegenteil, sie gewinnt

dadurch an Legitimation. Deshalb muss auch die Rückmeldekultur auf Austausch und Verständigung

gerichtet sein. Dazu gehört vor allem die Fähigkeit der Schüler zur Selbstwahrnehmung, aber auch

die Bereitschaft der Lehrkraft, sich dem kritischen Feedback der Schüler zu stellen und als Chance

der eigenen Weiterentwicklung zu begreifen.

Auch über den Unterricht hinaus muss mehr Demokratie gewagt werden. Die Einzelschule

braucht deutlich mehr Freiheit und Gestaltungsraum, sei es über ihr Personal, sei es über das 

Budget oder die Unterrichtsorganisation. Innerhalb der Schule müssen alle Beteiligte – Lehrer, 

Eltern und Schüler – Mitbestimmungsrechte bekommen, die über bloße Anhörung hinausgeht. 

Die Betroffenen müssen mitentscheiden können bei allen grundlegenden Fragen der Schulentwick-

lung und -organisation ebenso wie bei der Auswahl der Leitungskräfte. 

Aber auch bei den grundsätzlichen Weichenstellungen auf der Ebene des Kultusministeriums

braucht es gelebte Mitbestimmung. Der Landesschülerrat braucht bessere Arbeitsbedingungen

und muss mit deutlich mehr Kompetenz ausgestattet werden. Dass es in Bayern immer noch keine

offizielle Vertretung der Elternschaft auf Landesebene gibt, ist ein Unding und lässt die von den

Schulen geforderte Erziehungspartnerschaft unglaubwürdig wirken.

Im Vergleich zum europäischen Ausland hinkt Deutschland noch deutlich hinterher, wenn es

darum geht, Schule demokratischer zu gestalten. Innerhalb der Bundesländer wiederum sind 

in keinem anderen Land die Mitwirkungsrechte der Betroffenen sowie die Freiheiten der Einzel-

schulen so spärlich entwickelt wie bei uns in Bayern. Es muss noch viel getan werden, damit auch

für die Mitbestimmung an Schulen gilt: Bayern vorn!  //

Bayern vorn?

*Leiter der Abteilung Schul- und Bildungspolitik

s
leitartikel

fritz schäffer*
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*Der Autor ist Leiter der Rechtsabteilung des BLLV

Hans-Peter Etter*

Lehrerkonferenzen sind für das Gelingen von Schule wichtiger, als vielen 
Lehrern bewusst ist. Wenn dieses grundlegende Gremium dazu missbraucht
wird, Organisatorisches abzuarbeiten oder schlicht zu oft einberufen wird, 
erzeugt das Frust. Dagegen hilft das Wissen um die rechtlichen Grundlagen
des Entscheidungsgremiums. Die „bs“ lädt ein zu einer kleinen Tour durch
den Paragrafendschungel. 

Ihr habt es in der Hand

itbestimmen, Mitwirken, Anhören, Erör-

tern und Diskutieren pädagogischer An-

liegen, all das gehört zu den zwingen-

den Aufgaben einer Lehrerkonferenz.

Die Rechte dieses wichtigen Entscheidungsgremiums sind

weitreichend, mehr als die meisten Lehrkräfte wissen. Die

Lehrerkonferenz besteht aus allen hauptamtlichen Lehrkräf-

ten und ist das Kerngremium in allen pädagogischen Fragen.

In den Lehrerkonferenzen hat das Kollegium die pädagogische

Zielrichtung des Hauses zu bestimmen, das Schulprofil und

m

links: Die Lehrerkonferenz ist ein mächtiges Instrument der Mitbestimmung – wenn sie weiß, worauf es ihr ankommt

>

die Schulentwicklung zu erörtern und vor allem Maßnahmen

zu beschließen, die der Förderung von Erziehung und Unter-

richt zugute kommen.

Der Schulleitung kommt eine besondere Bedeutung zu,

denn sie hat es in der Hand, auf welche Weise pädagogische

Themen diskutiert werden und wie das Lehrerkollegium in die

Entscheidungsprozesse eingebunden wird. Der/die Schullei-

ter/in ist immer der/die Vorsitzende des Gremiums und leitet

die Lehrerkonferenzen. Diese Aufgabe kann in der Regel auch

nicht delegiert werden.
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Von größter Bedeutung ist das Geschick der Schulleitung, bei

allen pädagogischen Fragen bis hin zu Erziehungs- und Ord-

nungsmaßnahmen, die Lehrkräfte einzubinden, ihnen Verant-

wortung für die Entscheidungsprozesse zu übertragen. Darin

drückt sich auch die Wertschätzung gegenüber dem Kolle-

gium aus. Und wo die spürbar wird, steigt die Zufriedenheit

und Motivation der einzelnen Lehrkräfte.

Die Kunst ist, in Lehrerkonferenzen Wesentliches von Un-

wesentlichem zu unterscheiden, Besprechungspunkte nicht

auf organisatorische Ansagen zu reduzieren und das Instru-

mentarium Lehrerkonferenz nicht überzustrapazieren. Schul-

leiter, die permanent Lehrerkonferenzen einberufen, beach-

ten nicht die Belastung der Lehrkräfte insgesamt und werten

das wichtige pädagogische Gremium ab. Wenn Lehrkräfte in

diesen Fällen die Lehrerkonferenz mit Unlust und Frust be-

suchen, wird niemals das erreicht werden können, was für

Schule so wichtig wäre. Monatliche oder gar wöchentliche

Lehrerkonferenzen sind grundsätzlich nicht nötig, die Richt-

linien des gesamten pädagogischen Aufgabenbereiches müs-

sen nicht durch die Häufigkeit von Sitzungen bestätigt werden.

Das Bayerische Erziehungs- und Unterrichtsgesetz (Bay-

EUG) in den Artikeln 51, 53, 58 und 59 sowie die Paragrafen 3

bis einschließlich 6 der Bayerischen Schulordnung (BaySchO)

und diverse Punkte in den einzelnen Schulordnungen regeln

die Rahmenrichtlinien für die Lehrerkonferenz an allen Schul-

arten. Hier sind die formalen Abläufe festgeschrieben, wie die

Einladung eine Woche vorher, präzise Benennung der Tages-

ordnungspunkte, das Einbringen von Tagesordnungspunkten

durch jede einzelne Lehrkraft, die offene Beschlussfassung

(geheime Abstimmung oder Stimmenthaltung ist nicht mög-

lich), die Niederschrift und die Entscheidungsbefugnisse der

Lehrerkonferenz.

LEG? Die Konferenz entscheidet

Gerade die Zubilligung des Verordnungsgebers hinsichtlich

Festlegungen bezüglich der Leistungsnachweise einschließ-

lich der einheitlichen Bewertung an einer Schule hat in den

letzten Jahren das Aufgabenspektrum erheblich erweitert.

Auch die Frage, ob an der Schule in den Klassen 1 bis 3 Lern-

entwicklungsgespräche (als Ersatz für Zwischenzeugnisse)

durchgeführt werden, hat eine hohe pädagogische Dimension

und bedarf eines Beschlusses der Lehrerkonferenz. Anschlie-

ßend ist das Einvernehmen mit dem Elternbeirat herzustellen.

Ebenso ist die Lehrerkonferenz beim pädagogischen An-

gebot einer Schule einzubinden. Die Fragen, welche Wahlfä-

cher, welche Arbeitsgemeinschaften, welche Fördermaß-

nahmen und sogar welche Wahlpflichtfächer an einer Schule

angeboten werden, entscheidet die Lehrerkonferenz. Verzicht

auf Noten in Einzelfällen, Notenausgleich, Vorrücken auf

Probe, freiwilliges Wiederholen, einheitliche Maßgaben für die

Hausaufgaben, längerer Schulausschluss und andere Ord-

nungsmaßnahmen bedürfen eines Beschlusses der Lehrer-

konferenz. 

Notenzweifel? Die Konferenz entscheidet

Natürlich wird das Lehrerkollegium mitentscheiden, ob

Schulfeste, Projekttage, ob ein Tag der Offenen Tür oder an-

dere Veranstaltungen, die die gesamte Schule betreffen, statt-

finden. Hausordnung, Pausenordnung, Schullandheimaufent-

halte, welche Lehr- und Lernmittel an der Schule eingeführt

werden, selbst Sponsoringmaßnahmen mit pädagogischen

Auswirkungen erfordern die Mitwirkung der Lehrerkonferenz.

Die Beschlüsse, die in der Kompetenz der Lehrerkonferenz

liegen, sind für die Schulleitung und alle Lehrkräfte bindend.

Alle übrigen Entscheidungen haben lediglich empfehlenden

Charakter. Ebenso sollte bei den Festlegungen einer Lehrer-

konferenz immer darauf geachtet werden, dass die pädago-

gischen Befugnisse und der pädagogische Freiraum der

einzelnen Lehrkraft nicht zu stark eingeengt wird. Der Ge-

setzgeber möchte nicht, dass bindende Beschlüsse den Kern-

bereich der Tätigkeit einer Lehrkraft (die pädagogische Ver -

antwortung) aushebeln. Eine Festlegung der Lehrerkonfe-

renz, wann und unter welchen Umständen schriftliche Leis-

tungsnachweise nachzuholen sind, wäre insoweit unsach-

gemäß, da nur die einzelne Lehrkraft die näheren Umstände

und das exakte Leistungsbild eines Schülers oder einer Schü-

lerin kennt und damit entscheiden muss, ob eine solche Arbeit

nachzuschreiben ist.

Anders verhält es sich beispielsweise, wenn eine Lehrkraft

und ein Schulleiter sich über eine Einzelnote nicht einig wer-

den können (Schulleiter möchte, dass ein Aufsatz mit der Note

2 zu bewerten ist, die Lehrkraft besteht auf der Note 3). In

einem solchen Fall entscheidet die Lehrerkonferenz, welche

Note in diesem Einzelfall vergeben wird.

Dies alles belegt, welche Bedeutung die Lehrerkonferenz

für ein gelingendes und positives Wirken von Schule hat. Jede

Schulleiterin und jeder Schulleiter sollte sich dieser Wertig-

keit bewusst sein und das Instrumentarium der Lehrerkonfe-

renz zum Wohle der Schüler, der Schule und der Lehrkräfte

bestmöglich nutzen.  //
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Der Personalrat
sichert die Balance

Ein institutionalisiertes Instrument für Mitbestimmung und Mitwirkung im 
öffentlichen Dienst ist die Personalvertretung. Im Schulbereich werden dafür
den Verwaltungsebenen entsprechend der örtliche Personalrat für Grund-
schulen und Mittelschulen auf Schulamtsebene, der Bezirkspersonalrat auf
Regierungsebene und der Hauptpersonalrat beim Kultusministerium gewählt. >

Dietmar Schidleja*

*Stellvertretender Leiter der Abteilung Dienstrecht und Besoldung im BLLV

links: Damit Gerechtigkeit waltet: Die Personalvertretung entscheidet mit bei Disziplinarverfahren, Versetzung, Arbeitszeit ...
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oweit eine geplante Maßnahme der Mitbestim-

mung unterliegt, muss das Schulamt diese beim

örtlichen Personalrat vorher und rechtzeitig

schriftlich beantragen und um Zustimmung bitten. Dies ist

zum Beispiel der Fall bei einer Versetzung von Lehrkräften an

eine andere Schule des gleichen Schulamtsbezirks. Jede Ver-

setzung, auch wenn sie auf Antrag oder mit Einverständnis der

Lehrkraft erfolgen soll, ist mitbestimmungspflichtig, sogar

wenn die Versetzung am selben Ort, jedoch an eine andere

Schule erfolgt.

Hat die Lehrkraft selbst die Versetzung beantragt oder ist

sie zumindest einverstanden damit, muss das Schulamt alle

Versetzungsanträge von anderen Lehrkräften an die neue

Schule vorlegen und dem Personalrat gegenüber die Auswahl

der zu versetzenden Lehrkraft begründen. Bei Versetzungen

an eine andere Schule gegen den Willen, muss das Schulamt

darlegen, warum es die Versetzung für notwendig erachtet und

welche Gründe für die Auswahl einer bestimmten Lehrkraft

sprechen. Auch bei einer Abordnung von Lehrkräften im

Schulamtsbereich über drei Monate hinaus und Teilabordnun-

gen an eine andere Schule ohne Einverständnis der Lehrkraft

besitzt der Personalrat ein Mitbestimmungsrecht. Eine Ver-

setzung oder Abordnung von Personalratsmitgliedern ist nur

mit Zustimmung des Personalrats möglich. Eine Nicht-

Zustimmung kann nur durch das zuständige Verwaltungs -

gericht ersetzt werden. 

Der Mitbestimmungstatbestand hinsichtlich Beginn und

Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen sowie die 

Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage 

betrifft allerdings nicht die Einsatzpläne der Lehrkräfte und

somit den Stundenplan. Betroffen ist jedoch die Festsetzung

der täglichen Arbeitszeit der Verwaltungsangestellten und 

die Verteilung auf die Wochentage, die nur mit Zustimmung

des örtlichen Personalrats möglich ist. Die Schulen können

daher die Arbeitszeiten der Verwaltungsangestellten erst

nach Zustimmung durch die örtliche Personalvertretung fest-

legen. Auf diesen oft nicht bekannten Sachverhalt hat auch

das Kultusministerium bereits in einem Schreiben hingewie-

sen. Geben das Schulamt oder Schulleitungen zum Beispiel

im Rahmen der dienstlichen Beurteilung Fragebögen aus,

welche die Lehrkräfte ausgefüllt vorlegen müssen, so sind 

die Inhalte mitbestimmungspflichtig. Ohne Zustimmung des 

Personalrats können die oben genannten Maßnahmen nicht

durchgeführt werden. 

Über den Bereich der reinen Mitbestimmung hinaus haben

die örtlichen Personalräte noch eine Reihe weiterer Mitwir-

kungsrechte. Eines betrifft den Erlass von Hausordnungen an

den Schulen, soweit eine Hausordnung Regelungen enthält,

die (auch) Lehrkräfte betreffen. Dies können sein: Ausstattung

der Klassenräume mit privaten Gegenständen, Ordnung des

Arbeitsplatzes (darunter fällt auch das Lehrerzimmer), 

Abstellen des Fahrzeugs, Parkplatzverteilung, Unfallverhü-

tungsvorschriften, Alkoholverbote. Stimmt der Personalrat

der geplanten Hausordnung in den genannten Punkten nicht

zu und werden die Einwendungen nicht berücksichtigt, kann

die Personalvertretung das Stufenverfahren zur Regierung

auslösen. Diese entscheidet dann endgültig.

Auch bei Disziplinarverfügungen und Disziplinarklagen 

besteht ein Mitwirkungsrecht, wenn die Lehrkraft die Beteili-

gung des örtlichen Personalrats beantragt hat. Mitwirkungs-

rechte gibt es auch bei allgemeinen Fragen der Fortbildung,

bei der Aufstellung von Grundsätzen für die Auswahl von 

Teilnehmern für Fortbildungsveranstaltungen, bei der Bestel-

lung und Abberufung von Ansprechpartnern und Ansprech-

partnerinnen. Das Staatliche Schulamt muss mit dem

Personalrat von sich aus und ohne einen Antrag der betroffe-

nen Beschäftigten die beabsichtigte Maßnahme mit dem Ziel

der Verständigung rechtzeitig und eingehend erörtern.

Zusätzlich gibt es Anhörungs- und Informationsrechte. Die

Gewährung von Leistungsbezügen beziehungsweise Leis-

tungsentgelt sind vor der Durchführung mit dem Personalrat

zu erörtern. Hierfür ist er rechtzeitig und schriftlich unter 

Beifügung der erforderlichen Unterlagen zu unterrichten.

Auch bei Schulbaumaßnahmen und Maßnahmen zum Unfall-

schutz ist der Personalrat zu hören. Bei allen anderen Perso-

nalmaßnahmen wie Einstellung, Beförderung, Geltendma-

chung von Ersatzansprüchen liegen die Mitbestimmungs- und

Mitwirkungsrechte beim zuständigen Bezirkspersonalrat, 

der örtliche Personalrat wird lediglich um Äußerung gebeten. 

Der bei den Regierungen gebildete Personalrat für die För-

derschulen und Schulen für Kranke ist jedoch für alle genann-

ten Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte unmittelbar

selbst zuständig.  //

s
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eilzeitbeschäftigung oder Beurlaubung dürfen sich

nach dem Bayerischen Gleichstellungsgesetz

(BayGlG) nicht nachteilig auf die Beurteilung auswir-

ken. In einem Entwurf zur Änderung der Verwal-

tungsvorschriften zum Beamtenrecht, der dem Bayerischen

Beamtenbund (BBB) im Rahmen des Beteiligungsverfahrens

vorgelegt wurde, erfolgt eine Konkretisierung der Regelungen

des Leistungslaufbahngesetzes (LlbG). Dieses sieht „die fiktive

Laufbahnnachzeichnung für aufgrund Elternzeit oder famili-

enpolitischer Beurlaubung nicht aktiv tätige Beamtinnen und 

Beamte sowie für voll freigestellte Mitglieder von Personal -

rats vertretungs- oder Schwerbehindertenvertretungsgremien 

beziehungsweise Gleichstellungsbeauftragte“ vor, um Be-

nachteiligungen im beruflichen Werdegang zu verhindern.

Fiktive Nachzeichnungen sind „nach personalaktenrechtli-

chen Vorgaben sorgfältig zu dokumentieren“. Die nähere Aus-

gestaltung kann in ressorteigenen Richtlinien erfolgen, wobei

insbesondere eventuell erlassene Richtlinien zu Beurteilung,

Auswahl und Beförderung zu berücksichtigen sind. Man darf

daher gespannt sein, wie diese Änderungen im Schulbereich

umgesetzt werden und welche Auswirkungen es geben wird. 

Der Entwurf enthält darüber hinaus Änderungen bei der

Überprüfung der Dienstfähigkeit von Beamtinnen und Beam-

ten. Diese sind insbesondere zur Beseitigung von bestehenden

Vollzugsproblemen notwendig geworden. So soll zum Beispiel

künftig ein Beschäftigter vor einer amtsärztlichen Untersu-

chung zur Prüfung der Dienstfähigkeit immer eine Kopie 

des Gutachtensauftrags des Dienstvorgesetzten erhalten. Er

braucht dies nicht mehr eigens zu wünschen.

In Ausführung des Grundsatzes „Rehabilitation vor Versor-

gung“ soll der Dienstvorgesetzte nicht mehr nur aus seiner

Sicht die bestehenden Möglichkeiten einer anderweitigen 

Verwendung in dem Gutachtensauftrag vortragen, sondern

auch auf Grundlage von Angaben des Beschäftigten und dabei

insbesondere das Anforderungsprofil der anderen Verwen-

dungsmöglichkeiten beschreiben. Darüber hinaus werden im

Hinblick auf die Einführung des elektronischen Rechtsver-

kehrs in der bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit und das

Inkrafttreten des bayerischen EGovernment-Gesetzes die

Muster für Rechtsbehelfsbelehrungen im Bereich des Beam-

tenrechts an die aktuelle Rechtsentwicklung angepasst. ds

t

Keine Nachteile bei Teilzeit 
und Beurlaubung

Gerechtigkeit durch fiktive Laufbahnnachzeichnung
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eim Freistaat Bayern sind mehr Menschen mit

Behinderung beschäftigt, als die Pflichtquote von

fünf Prozent vorsieht. Die zuletzt erhobene tat-

sächliche Quote aus dem Jahr 2015 lag bei 5,69

Prozent, das ist ein leichter Rückgang im Ver-

gleich zum Jahr 2014. Ministerialdirigent Dr. Alexander Voitl

stellte diese Zahlen im Rahmen des seit 1977 zu erstattenden

jährlichen Berichts der Staatsregierung dem Landtag vor.

Zwischen den einzelnen Ressorts divergieren die Quoten

erheblich. Sie reichen von 4,19 Prozent im Kultusministerium

bis 14,44 Prozent im Sozialministerium. Die Personalvertre-

tungen im Schulbereich und die Abteilung Dienstrecht und 

Besoldung im BLLV geht auf der Basis ihrer Erfahrungen

davon aus, dass viele Betroffene sich noch immer scheuen, die

Anerkennung einer Schwerbehinderung zu beantragen. Oft 

ist die Aussage zu hören: „Ich bin doch nicht behindert.“ Eine

Schwerbehinderung liegt vor, wenn eine körperliche Funktion,

die geistige Fähigkeit oder die seelische Gesundheit länger 

als sechs Monate vom typischen Zustand des jeweiligen Le-

bensalters abweicht und dadurch die Teilhabe am Leben 

in der Gesell schaft eingeschränkt ist. Eine Schwerbehinde-

rung kann je den treffen und sollte daher nicht als Makel 

gesehen werden. Viele Formen der Schwerbehinderung sind

auch nicht sichtbar.

Ergänzend zu den für Schwerbehinderte geltenden Vor-

schriften des Neunten Sozialgesetzbuchs (SGB IX) hat der Frei-

staat Bayern die umfangreichen „Teilhaberichtlinien“ erlassen.

Danach sollen alle Beschäftigten darauf hingewiesen werden,

dass es sich bei den Maßnahmen zur Förderung schwerbehin-

derter Menschen nicht um Privilegien handelt, sondern um

notwendige Hilfen zur Vermeidung von Benachteiligungen

sowie zur Herstellung von gleichwertigen Lebensbedingungen

und Chancengleichheit (Nachteilsausgleich). Schwerbehin-

derte Beschäftigte erfüllen im Rahmen ihrer individuellen

Leistungsfähigkeit ihre Dienstpflichten wie andere nichtbehin-

derte Angehörige des öffentlichen Dienstes.

Verfahren für die Anerkennung

Die Anerkennung einer Schwerbehinderung muss auf den 

entsprechenden Vordrucken beim zuständigen „Zentrum 

Bayern Familie und Soziales“ beantragt werden. Diese sind 

direkt dort, aber auch bei vielen Gemeindeverwaltungen oder

bei den Vertrauenspersonen für schwerbehinderte Menschen

zu erhalten. Der Antrag kann auch im Internet über

www.schwerbehindertenantrag.bayern.de gestellt werden.

Der Dienstherr (Schulleiter, Schulamt, Regierung) erfährt von

der Antragstellung nichts.

Nach der Feststellung der Schwerbehinderung (Grad der

Behinderung „GdB“ von mindestens 50) können die entspre-

chenden „Nachteilsausgleiche“ beantragt werden. Dies sind

im Schulbereich zum Beispiel Ermäßigung der Unterrichts-

pflichtzeit, Freistellung von Mehrarbeit und Mobile Reserve,

bevorzugte Berücksichtigung bei Bewerbung auf höher bewer-

tete Stellen (Konrektor, Rektor ...) bei im Wesentlichen glei-

cher fachlicher und persönlicher Eignung. Weitere Ein-

zel hei ten sind dem entsprechenden Merkblatt der Abteilung

Dienstrecht und Besoldung (www.bayerische-schule.de) 

zu entnehmen. Für die Inanspruchnahme der Nachteils -

ausgleiche ist lediglich die Vorlage des Schwerbehinderten-

ausweises erforderlich, der keinerlei Angaben über die Art 

der Schwerbehinderung enthält. ds

b

Quote der Schwerbehinderten 
im Staatsdienst sinkt

Noch immer zu viel Scheu, einen Antrag zu stellen
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2017  32 Fit für den Schulalltag – Münchner Lehrertraining
(In Zusammenarbeit mit dem Münchner Lehrertraining e. V.)
Fünftägiger Intensivkurs zur Vorbereitung auf 
das Referendariat
28.08. – 01.09.2017, MÜNCHEN

2017  34 Praxisseminar Referendariat
(In Kooperation mit den Fachgruppen Gymnasium und Realschule)
Tipps für ein erfolgreiches Referendariat 
an Gymnasien und Realschulen
16.09.2017, MÜNCHEN

2017  42 Vom Lehren zum Lernen
Anregungen für mehr Freude und Nachhaltigkeit in
Lernprozessen
05.10.2017, MÜNCHEN

2017  54 Einführung Deutsch als Zweitsprache
Kompaktkurs für Lehrer/innen ohne/mit wenigen 
Vorkenntnissen
11.10.2017, MÜNCHEN

2017  35 Zum Umgang mit muslimischen Schülerinnen,
Schülern und Eltern
Zielführendes Know-how für ein 
konstruktives Miteinander
12.10.2017, MÜNCHEN

2017  36 Gespräche mit (kritischen) Eltern 
erfolgreich gestalten
Gemeinsam an einem Strang ziehen
14.10.2017, MÜNCHEN

SemINaRvORSCHaU AUGUST BIS NOVEMBER 2017

2017  37 Individuelles Stimmscreening & Sprechbildung
kompakt
Gezielte Beratung und Training für Studierende & 
Berufseinsteiger/innen
14.10.2017, REGENSBURG

2017  38 Be Smart – Phone Smart!
Methoden für einen bewussten und reflektierenden 
Umgang mit dem Handy
17.10.2017, MÜNCHEN

2017  39 Stimme – Selbst – Bewusstsein
Ihr Werkzeug Stimme nachhaltig stärken
19.10.2017, MÜNCHEN

2017  40 Mit Achtsamkeit fitter für den (Schul-)Alltag
Effektive Techniken für mehr Wohlbefinden
21.10.2017, MÜNCHEN

2017  41 Mit Körpersprache Disziplinprobleme 
entschärfen
Nonverbale Kommunikation bewusst einsetzen
24.10.2017, MÜNCHEN

2017  43 EWS-Prüfungsvorbereitungsseminar intensiv – 
44     – Schulpädagogik & Psychologie

Gut vorbereitet ins 1. Staatsexamen!
10. – 11.11.2017, DACHAU

2017  45 Schule erfolgreich und rechtssicher leiten
Praxisorientiertes Wissen für Schulleiter/innen
14.11.2017, MÜNCHEN

Ausführliche Seminarausschreibungen sowie Anmeldung unter www.akademie.bllv.de 
Für die Anerkennung als eine die staatliche Lehrerbildung ergänzende Maßnahme ist der Dienstvorgesetzte verantwortlich. Dienstbefreiung kann beantragt werden.

neu

Sammeln Sie mit diesen Seminaren Punkte für das Zertifikatsprogramm Pädagogisches Management kompakt. Mehr Infos unter www.studierende.bllv.de/paedman

neu

neu
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Nur Mut

links: Das neue Team. Vorne (v. l.) der Vorstand: Julia Hanglberger, Thilo Stangl, Monika Faltermeier. Mitte (v. l.): Patrick 

Reif (Beisitzer), Marion Ostermeier (Servicebeauftragte), Petra Neugebauer (Pressereferentin). Hinten (v. l.): Michaela 

Frisch (Schriftführerin), Sebastian Hatib (Beisitzer), Attila Zarka (Webmaster), Tobias Prinz (Schatzmeister), Lisa Unger 

(Geschäftsführerin)

Die ABJ heißt jetzt „junger BLLV“. Mit frischem Elan will der neu
gewählte Vorstand seine Rolle in Schule und Gesellschaft wahrneh-
men. Couragiertes Auftreten sieht er als seine erste Lehrerpflicht.
Die „bs“ stellt vor: Das neue Team und seine Mission. >
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iele Jahre lang wirkten sie unter dem

Namen Arbeitsgemeinschaft Bayerischer

Junglehrer, ABJ. Auf ihrer Landesdele-

giertenversammlung (LDV) am 13. Mai 2017 in Nürnberg

haben sich die im BLLV organisierten Lehrkräfte in ihren ers-

ten zehn Dienstjahren umbenannt in „Junger BLLV”. Von 45

Delegierten in den Vorstand gewählt wurden die Mittel-

schullehrerinnen Monika Faltermeier und Julia Hanglberger

sowie der Grundschullehrer Thilo Stangl.

Die 32 Jahre alte Niederbayerin Monika Faltermeier 

arbeitet als Lehrerin an der Johannes-Hirspeck-Mittelschule

in Pfarrkirchen. Sie hat die Begleitete Qualifizierung kürzlich

erfolgreich abgeschlossen. Ursprünglich studierte sie Lehr-

amt für Gymnasien und absolvierte das Referendariat in den

Fächern Englisch, Geschichte und Sozialkunde. Zwei Jahre

arbeitete sie in Aushilfsverträgen – mit ängstlichem Bangen

um eine Weiterbeschäftigung im September – an verschie-

denen Mittelschulen und holte parallel dazu an der Uni

Scheine nach, um eine langfristige Perspektive an dieser

Schulart zu haben. Sie hätte sogar in Kauf genommen, das

Referendariat ein weiteres Mal zu durchlaufen. Derartige  

Anstrengungen nimmt man nur auf sich, wenn man sich gar

nicht mehr vorstellen kann, an einer anderen Schulart zu 

arbeiten.

Julia Hanglberger kommt ebenfalls aus Niederbayern.

Die 29-Jährige arbeitet als Lehrerin an der Mittelschule 

St. Wolfgang in Landshut. Auch sie ist ausgebildete Gymna-

siallehrerin für Französisch, Geschichte und Sozialkunde

und hat eine neue berufliche Heimat an der Mittelschule 

gefunden. Am Ende des ersten Jahres für die zweijährige 

Begleitete Qualifizierung für das Lehramt an Mittelschulen

kann sie sich ihre Zukunft an einer anderen Schulart kaum

mehr vorstellen. Zwischen dem Referendariat und der Be-

gleiteten Qualifizierung arbeitete sie zwei Jahre hauptamt-

lich für den BLLV. Dort unterstützte sie mit ihren kreativen

und innovativen Ideen und ihrem großen Organisationsta-

lent die Abteilungen Berufswissenschaften sowie Schul- und

Bildungspolitik.

Thilo Stangl kommt aus der Region Dachau und unter-

richtet an der Grundschule Weichs. Er vertritt außerdem als

Vorsitzender der Haupt-, Jugend- und Auszubildendenver-

tretung die Interessen dieser im Hauptpersonalrat des Kul-

tusministeriums.

Das neue Team verabschiedete einen Leitantrag unter

dem Motto „Mut zu ...“. In den zwei Jahren bis zur nächsten

LDV geht es demnach um den Mut „weiterzudenken“ in der

Lehrerbildung, „auszuprobieren“ bei der Digitalisierung,

„laut zu sein“ bei der Demokratieerziehung, „weiterzuma-

chen“ beim LehrplanPLUS, „Achtsamkeit“ bei der Lehrerge-

sundheit. Die Begründungen und weitere Informationen

unter www.bayerische-schule.de

Mut weiterzudenken

Wir Jungen im BLLV wollen Pioniere sein, bestehende Sys-

teme neu denken und neue Ideen umsetzen. Gerade in der

Lehrerbildung ist dies unabdingbar. Seit Jahren wird ver-

sucht, die Lehrerbildung durch Änderungen und Modifizie-

rungen verschiedenster Art zu verbessern. Da das aber zu

noch größeren Problemen geführt hat, werden wir so nicht

weiterkommen. Wir brauchen eine völlig neue Lehrerbil-

dung. Nur so können wir mit den Anforderungen, die an Leh-

rer und Schüler gestellt werden, mithalten.

Rigide Systeme der Vergangenheit, die kaum Flexibilität

und Handlungsspielraum lassen, sind in einer von Wandel

und Globalisierung geprägten Welt völlig veraltet. Wir kön-

nen nicht ein System, das vor Jahrzehnten funktioniert hat, 

in einer komplett veränderten Umwelt gleichermaßen an-

wenden und gute Ergebnisse erwarten. 

Mut auszuprobieren

Das Feld der Digitalisierung bedarf besonderer Flexibilität.

Es gibt kein Muster, das jede Schule und jeder Lehrer ohne

Probleme anwenden kann. Wenn es 15 Minuten dauert, bis

das Whiteboard läuft oder die Kollegin mit einem Overhead-

Projektor arbeiten muss, der sich alle zehn Minuten aus

Überhitzung abschaltet, macht das die Diskussion um die 

Digitalisierung lächerlich. Wir brauchen ausreichende finan-

zielle Mittel und eine professionelle fachliche Beratung um

v
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alle Schulen und Lehrer mit den entsprechenden Hard- und

Softwarelösungen auszustatten, die individuell auf deren 

Bedürfnisse zugeschnitten sein müssen.

Wer Forderungen stellt, muss aber auch liefern. Es ist an

uns Lehrern den Mut zu haben, das Potential dieser Ent -

wicklungen auszuschöpfen. Wenn die einzige Änderung des

Unterrichts die ist, dass man das Arbeitsblatt unter die 

Dokumentenkamera legt, statt als Folie auf den Overhead-

Projektor, wird die Digitalisierung ad absurdum geführt. 

Es ist unsere Aufgabe, unsere Methoden so anzupassen und

weiterzuentwickeln, dass wir für unsere Schüler einen ech-

ten didaktischen Mehrwert schaffen. Auch dazu kann die

Aus- und Weiterbildung der Lehrer ihren Beitrag leisten. 

Die erworbenen Kompetenzen umzusetzen und neue Ideen

auszuprobieren, liegt aber in unserer Hand. 

Mut laut zu sein

Unreflektierte und unbedachte Äußerungen sowie Fake-

News in den sozialen Netzwerken sind Bestandteil der 

Lebenswelt unserer Schüler. Wir als junge Lehrer dürfen

keine Angst davor haben, uns mit diesen Themen auseinan-

derzusetzen und unseren Schülern die Möglichkeiten des

Umgangs miteinander und mit solchen Aussagen vorzule-

ben. In der politischen Diskussion darf es keine vorgefertig-

ten Meinungen geben, denn jede Demokratie braucht

Meinungspluralität. Vielfalt an Meinungen und Dialogbereit-

schaft aller sind Grundlage und Triebfeder der Demokratie.

Um die Wertschätzung unserer Schüler dafür zu fördern,

müssen wir ihnen Entscheidungsfreiheiten zugestehen und

eigene (Um-)Wege zulassen. 

Wenn wir das Scheitern vorwegnehmen, nehmen wir

ihnen auch den daraus erwachsenden Lernerfolg. Diese

Lernerfahrung ist aber nötig, damit sie in Zukunft reflektiert

handeln können. Nur wenn sie die Wirksamkeit ihrer eige-

nen Mitwirkung erleben, werden sie aktive Mitbürger und

Verfechter unserer Demokratie werden. Diese politische 

Bildung muss zwar im Lehrplan in Form von Inhalten und

Stundenkontingenten verankert sein, soll aber auch die

Grundlage eines jeden Unterrichts und des schulischen 

Miteinanders bilden. Nur so können sie bereits in der Schule

demokratische Strukturen erfahren und leben.

Mut weiterzumachen

Gerade der LehrplanPLUS an Mittelschulen ist ein perfektes

Beispiel dafür, dass wir Lehrer manchmal einfach mutig sein

müssen. Die Phase der Implementierung hat viele Lücken

des Lehrplans deutlich gemacht. Anstatt uns aber davon 

abschrecken zu lassen, sollten wir den Mut haben, diese als

Chance zu sehen. Begreifen wir die Leerstellen als Freihei-

ten und legen sie so aus, wie wir es für richtig und sinnvoll

erachten; jeder Lehrer für sich, nach seinem eigenen pä-

dagogischen Ermessen. Hier haben wir die Möglichkeit, 

auf die Bedürfnisse unserer unterschiedlichen Schüler und 

Klassen einzugehen und auch unsere persönlichen Stärken

auszuleben. Diese Gelegenheiten/Freiheiten müssen wir

aber auch nutzen und dürfen keine Ausreden für Untätigkeit

und Stagnation finden.

Mut zur Achtsamkeit

Mutig sein, das heißt manchmal auch, bewusst nicht gleich-

zeitig an vielen Fronten zu kämpfen. Die Arbeit im Team 

erleichtert die Arbeit insgesamt und gibt uns die Chance

zum kreativen Austausch. Wir müssen den Mut haben, um

Hilfe zu bitten, wo wir sie brauchen. Nein zu sagen, wenn wir

nicht können und uns die Zeit nehmen, auch auf uns selbst

zu achten. Wir brauchen diese Inseln, um langfristig gesund

arbeiten zu können. Kollegiale Zusammenarbeit ist ideal, 

um sich untereinander auszutauschen, sich die Versicherung

zu holen, dass man alles richtig macht, sich kleine Tipps 

zu holen, die den Alltag leichter machen. Wenn Burnout 

und Depressionen zu typischen Lehrerkrankheiten werden, 

gehört es zu unseren Aufgaben, auf unsere eigene Gesund-

heit zu achten. 

Nur mal kurz die Welt retten, kann niemand, egal wie viel

Engagement und Kraft man in die tägliche Arbeit investiert.

Aber wir haben den Mut, damit anzufangen. Und dafür ist

die Zeit gekommen. bs
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verbandsticker

Forum Bildungspolitik wächst auf 
45 Organisationen an

Das Forum Bildungspolitik in Bayern wird noch stärker:

Im Mai 2017 wurden drei weitere Mitgliedsorganisa -

tionen aufgenommen: Der Paritätische Wohlfahrtsver-

band Bayern e.V., der Deutsche Gewerkschaftsbund

Bayern (DGB Bayern) und der Dachverband Bayeri-

scher Träger für Kindertageseinrichtungen e.V. (DBTK).

Damit gehören dem Forum Bildungspolitik 45 Organi-

sationen an, die gemeinsam über zwei Millionen  

Mitglieder vertreten. „Wir setzen uns für mehr Bil -

dungs gerechtigkeit und Bildungsteilhabe für alle Men-

schen gleich welcher Herkunft in Bayern ein“, erklärte

die Vorsitzende des Forums, Simone Fleischmann. 

Dieses Ziel stelle die Grundlage für gemeinsames 

politisches Handeln dar. 

Das Forum Bildungspolitik wurde 1992 vom damali-

gen BLLV-Präsidenten Albin Dannhäuser gegründet, um

den bildungspolitischen Austausch zwischen unter-

schiedlichen Organisationen und Verbänden zu inten-

sivieren und das Thema Bildung ins Bewusstsein der

Öffentlichkeit zu bringen. Bildungspolitik sei ein wich-

tiges Politikfeld, dessen Bedeutung aus Sicht des 

Forums zu oft vernachlässigt werde, Bildungspolitik 

sei zugleich Gesellschafts-, Sozial-, Wirtschafts- und 

Arbeitsmarktpolitik, betont Simone Fleischmann. dr

Seehofer unterzeichnet das Manifest: 
HALTUNG ZÄHLT 

Nach den 58 Erstunterzeichnern des Manifestes: HAL -

TUNG ZÄHLT bekennen sich weitere Prominente zu

dem Aufruf des BLLV gegen eine Verrohung der Spra-

che, gegen Ausgrenzung und für eine weltoffene und

wertschätzende Gesellschaft. Prominenter neuer Unter-

zeichner ist Ministerpräsident Horst Seehofer, der der

BLLV-Präsidentin in einem persönlichen Gespräch mit-

teilte, dass er das Anliegen aus voller Überzeugung 

unterstütze. Neben zahlreichen Vertreterinnen und 

Vertretern aus der Gesellschaft wie dem Journalisten

Axel Hacke, der Vorsitzenden der Israelitischen Kultus-

gemeinde München Charlotte Knobloch, oder der 

Präsidentin des Wissenschaftszentrums Berlin Jutta 

Allmen- dinger, haben auch alle Fraktionsvorsitzenden

der im Bayerischen Landtag vertretenen Parteien

ebenso wie viele Minister unterzeichnet.

Das Manifest wurde im  September 2016 vom BLLV

veröffentlicht. Es stellt eine unmittelbare Reaktion auf

rechtspopulistische und rechtsextreme Gruppen dar,

die bewusst die Gesellschaft spalten und Hass säen. dr

Lehrerwaisenstiftung: Spenden  
ohne Geld zu zahlen

Die Lehrerwaisenstiftung ist Mitglied bei der Charity-

Plattform boost.de geworden, um bedürftige Halb- und

Vollwaisen von Lehrerinnen und Lehrern während ihrer

Ausbildung bis zum Alter von 25 Jahren noch besser 

finanziell unterstützen zu können. Wer einen Online-

Einkauf über Boost.de abwickelt, löst damit automatisch

eine Spende aus. 

Die Berliner Plattform vereint gut 500 Partnershops

aus diversen Branchen. Die können sich mit ihrem Pro-

jekt auf einer eigenen Seite vorstellen. Diese zweiglei-

sige Strategie erzeugt eine Win-win-Situation für Unter-

nehmen und Charity-Organisationen. Die Unternehmen

versprechen sich mehr Aufmerksamkeit und vergüten

das mit einer Prämie pro Einkauf bei einem der Part-

nershops, die der zuvor ausgewählten Organisation

überwiesen wird.

Surfen Sie doch einfach mal durch das boost-Shop-

verzeichnis (www.boost-project.com/de/shops). Oder

installieren den boost-Add-On (www.boost-project. com

/de/boost-bar) auf dem eigenen Rechner. Sobald die

Website eines Partnershops aufgerufen wird, erinnert

das Add-On daran zu boosten. Mehr Informationen

unter: www.bayerische-schule.de bs
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Fußball-Bundestrainerin Steffi Jones hat an der Grund-

schule Forstinning gemeinsam mit BLLV-Präsidentin 

Simone Fleischmann und dem Präsidenten des Bayeri-

schen Fußball-Verbands (BFV), Rainer Koch, das Projekt

BallHelden gestartet. Die Aktion wurde von BLLV und BFV

initiiert und verbindet die Freude an der Bewegung und

am Fußball mit dem Einsatz für bedürftige Kinder. Ähnlich

wie bei Spendenläufen sammeln Kinder Punkte,  für die

Erwachsene einen kleinen Betrag spenden. Die Ein nah -

men fließen der BLLV-Kinderhilfe und der Sozialstiftung

des BFV zu. Schirmherr ist der fußballbegeisterte Staats-

minister und bekennende 1860-Fan Ludwig Spaenle.

140 Kinder an der Grundschule im Landkreis Ebers-

berg hatten Spaß bei Spielen wie dem Torwandschießen.

Und Erfolg: Während weder Jones noch einer der anderen

Prominenten traf, verwandelten David (7) und Alex (10)

jeweils ihren Schuss. Es gab ein Fußballquiz und eine 

von Lehrerinnen und Schülerinnen eingeübte Choreo-

graphie zum BallHelden-Song. „Bei dieser Aktion geht

einem das Herz auf“, kommentierte Steffi Jones, „die 

Botschaft, die wir rüberbringen wollen, ist, dass es um 

den Sport geht, dass Kinder an Bewegung und Fußball

Spaß haben sollen.“ 

Ihre BallHelden-Trikots durften die Kinder behalten,

dazu bekamen sie noch ein Autogramm der Bundestrai-

nerin. Die 44-jährige Deutsch-Amerikanerin erzählte den

Kindern, wie sie selbst lernte, über den Fußball nicht nur

erfolgreich zu werden, sondern auch Selbstvertrauen zu

gewinnen. Die Botschaft der Weltmeisterin von 2003: 

Mädchen spielen ebenso engagiert und erfolgreich 

Fußball wie Buben. Am Ende hatten alle Grund, stolz 

zu sein: Gesammelt wurde eine Summe von 2.538 Euro.

Das Geld geht an die BLLV-Kinderhilfe, die Sozialstiftung

des BFV und eine örtliche gemeinnützige Initiative, die

Forstinniger Bürgerinnen und Bürger ehrenamtlich unter-

stützen.

Schon mehr als 140 Grundschulen haben ihr Interesse

an einer Teilnahme bekundet, gut 30 unterstützten die

bayernweite Aktion noch in diesem Schuljahr. Sie soll

mindestens drei Jahre laufen. Örtliche Fußballvereine

helfen bei der Durchführung. Interessierte Schulen wen-

den sich an www.ball-helden.de dr

Im Vordergrund standen die Kinder. Die frühere Weltmeisterin Jones stärkte ihnen den Rücken (hinten Mitte)

Bundestrainerin Steffi Jones trifft BallHelden
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Simone Fleischmann im Gespräch mit Waldorfschul-Präsident Kullak-Ublick (M.) und BR-Moderator Schneider

Was können Regel- und Waldorfschulen voneinander 

lernen? Zu dieser Frage diskutierten BLLV-Präsidentin 

Simone Fleischmann und der Präsident des Bundes der

Freien Waldorfschulen, Henning Kullak-Ublick, auf dem

DOK.fest München. Die Vertreterin der Staatsschullehr-

kräfte machte kein Hehl daraus, dass Waldorfschule –

ebenso wie andere alternative Systeme – einigen Neid

wecken könne: Wegen der Abwesenheit des Noten-

drucks, wegen der starken Bindung der Schülerinnen und

Schüler zu einer Lehrkraft, aber auch wegen eines ge-

meinsamen Menschenbildes im Kollegium. 

Zuvor hatten sich Kullak-Ublick und Fleischmann im

fast ausverkauften Hauptsaal der Hochschule für Film und

Fernsehen (HFF) die Premiere von „Auf meinem Weg“ an-

gesehen. Es war der dritte Teil einer Langzeit-Dokumen-

tation von Maria Knilli, die für das Bayerische Fernsehen

an der Freien Waldorfschule Landsberg acht Jahre lang

Woche für Woche im Unterricht gefilmt hatte. Das Werk

gibt einen Einblick in die letzten zwei der acht Schuljahre

einer Klasse, in denen maßgeblich ein und dieselbe Lehr-

kraft unterrichtet. Acht Jahre lang? Fleischmann betonte

das Positive: Eine derart lange gemeinsame Zeit sorge für

eine Beziehung mit den Schülerinnen und Schülern, wie

man sie an der Regelschule nicht aufbauen könne. 

Die BLLV-Präsidentin bekam immer wieder lautstarke

Zustimmung für ihre Aufgeschlossenheit gegenüber 

alternativen Methoden und die kritische Sicht auf das 

Regelschulsystem, in dem sie als Leiterin einer Grund-

und Mittelschule gearbeitet hat. Sie äußerte unumwun-

den, was sie am Unterricht der Vollblutpädagogin Chris-

tiane Umbach, wie er im Film gezeigt wurde, faszinierte:

Dass da offensichtlich der Mensch und seine individuelle

Entwicklung im Mittelpunkt stehe und keinerlei Sortier-

zwang. Sie zog aber auch den Schluss, dass man sich im

bestehenden System, das schon in der Grundschule 

bulimisches Lernen herausfordere, nicht nur mit dem

Lehrplan herausreden könne. „Es geht vieles, man muss

es nur wagen.“ 

Ein Podcast zu Film und Gespräch hören Sie auf der 

Internetseite von Bayern 2, „Notizbuch“ vom 12. Mai 2017.

Die Filmtrilogie ist auch auf DVD erhältlich. cb

DOK.fest (I): Regelschule trifft Waldorf 
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DOK.fest (II): BLLV zeichnet 
Jungfilmer aus

Wie deutsch ist die deutsche Leitkultur? Überra-

schende Einsichten zu dieser Frage sammelte das

Filmteam des Röntgen-Gymnasiums Würzburg. Dafür

gab’s beim Dokumentarfilmfest München einen Preis.

Aus verschiedenen Perspektiven beleuchteten die 25

Schüler der Filmgruppe Röntgenfilm die Frage „Was

ist typisch deutsch?“. Wer hätte gedacht, dass „Döner“

zu den deutschesten Wörtern zählt, die man sich über-

haupt vorstellen kann? Der vermeintlich türkische Im-

biss wurde den Recherchen der Schüler zufolge in

Deutschland erfunden, die Bezeichnung dazu ver-

wende man ausschließlich hierzulande.

Die Arbeit der Würzburger begeisterte auch die

Jury des Filmwettbewerbs „DAS ANDERE SEHEN“ –

dem Nachwuchsfilmwettbewerb des Dokumentarfilm-

fests München. Die Jury sprach dem Team den mit 300

Euro dotierten Sonderpreis des BLLV zu. „Die Film-

gruppe des Röntgen Gymnasiums in Würzburg hat ihre

umfassende Recherche originell umgesetzt und mit

gekonnt eingesetztem Stopptrick, dokumentarischen

Aufnahmen und kurzen Spielszenen Unterrichtsinhalte

filmisch umgesetzt. So wird Lernen unterhaltsam – für

Schulklassen und für den Zuschauer!“, heißt es in der

Laudatio. 

„DAS ANDERE SEHEN“ ist ein Wettbewerb für

junge Menschen aus Bayern im Alter von 12 bis 24 Jah-

ren, der von der SPD-Landtagsfraktion gestiftet wird

und im Rahmen des Dokumentarfilmfestivals in Mün-

chen stattfindet. Nachwuchsfilmer – Gruppen oder 

einzelne Autoren – konnten Dokumentarfilme zum

Thema „anders sein“ einreichen. dr

Damit nichts passiert, wenn 
was passiert ist

Kollegin Müller kommt von der Schule nach Hause und

stellt fest, dass ihre Fenster mal wieder geputzt gehören.

Sie steigt auf einen Stuhl, um auch wirklich in jede

kleinste Ecke zu gelangen. Doch nach einem langen

Schultag ist sie einen Moment unachtsam, der Stuhl

kippt, sie fällt. Mit dem Gesicht schrammt sie die Tisch-

platte und bleibt mit erheblichen Verletzungen am Bo-

den liegen. 

Vor Unfällen ist keiner gefeit. Ob am Arbeitsplatz, zu

Hause oder in unserer Freizeit – ein unachtsamer Mo-

ment und schon ist es passiert. Laut Statistik ereignet

sich in Deutschland fast alle vier Sekunden ein Unfall,

meist in der Freizeit, im Haushalt oder beim Sport. Das

kann neben gesundheitlichen auch finanzielle Folgen

haben, die weder durch Ihre Krankenversicherung noch

durch die Beihilfe abgedeckt werden. 

Der Dienstunfallschutz greift nur, wenn in der Schule,

beziehungsweise auf dem Hin- oder Rückweg, etwas

passiert. Angestellte Lehr- und Verwaltungskräfte, die

auf die gesetzliche Unfallversicherung angewiesen sind,

müssen die ohnehin nicht gerade üppigen Leistungen

zusätzlich versteuern. Mit einer privaten Unfallversiche-

rung schließen sie die Lücken sowohl im gesetzlichen

Unfallschutz als auch im Dienstunfallschutz. Folgende

Leistungen sind in der Unfallversicherung für unsere

Mitglieder unter anderem enthalten: 

•    bei 100% Invalidität 500.000 €

•    kosmetische Operationen bis 10.000 €

•    Bergungs- und Rettungskosten 100.000 €

•    Folgen von Zeckenbissen und Impfschäden

Um eine Unfallversicherung abzuschließen, müssen

Sie – anders als Sie das vielleicht von anderen Versi -

cherungen kennen – keine Gesundheitsfragen beant-

worten. Dies bietet die Möglichkeit, ein eventuelles

Schei tern bei der Aufnahme in eine Dienstunfähig-

keitsversicherung auszugleichen. So können Sie einen 

finanziellen Schaden wegen einer Dienstunfähigkeit

infolge eines privaten Unfalls vermeiden. Eine Unfall-

rente wird zum Beispiel bei einem Invaliditätsgrad von

50 Prozent bezahlt.

Sie müssen auch nicht 20 Jahre alt sein, um noch eine

Unfallversicherung abschließen zu können. Für BLLV-

Mitglieder gibt es sowohl den Tarif für aktive Lehrer als

auch den sogenannten Seniorentarif; ein Einstieg bis

zum 80. Lebensjahr ist möglich. Ein weiterer Pluspunkt:

Sie können auch Ihren Ehe-/Lebenspartner und Ihre

minderjährigen Kinder mitversichern. Des Weiteren

profitieren unsere Mitglieder auch von den günstigen

Tarifen in unserem Gruppenvertrag.

Das Team vom BLLV-Wirtschaftsdienst berät Sie

gerne und ist auch gerne behilflich, wenn Sie bereits

eine Unfallversicherung haben und der Fall der Fälle

eintritt. wd
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*Der Autor ist Präsident des Bayerischen Fußball-Verbandes

Der Ball will,
dass alle 
gegen ihn 
treten
Dr. Rainer Koch*
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ich mich als Präsident des

Bayerischen Fußball-Ver-

bandes und 1. DFB-Vizepräsident für Fairness, Toleranz, Res-

pekt und Miteinander einsetze – die unverzichtbaren Grund-

werte unseres Lebens. 

Der Sport und vor allem der Fußball bringen jedes 

Wochenende Millionen von Menschen in ganz Deutschland

auf spielerische Weise zusammen. Sport vereint und gibt für

jeden dieselben Spielregeln vor. Vereine bieten Räume 

für persönliche Entfaltung, Interaktion und soziale Integra-

tion, denn gemeinsames Sporttreiben fördert Vertrauen 

und den kulturellen Austausch. Sport vermittelt das nötige

Selbstbewusstsein, sich auch in anderen Bereichen der Ge-

sellschaft zu engagieren. Freundschaften zwischen Spielern

und Spielerinnen verschiedener sozialer und kultureller 

Herkunft unterstreichen Gemeinsamkeiten und überbrücken

Unterschiede.

Sportvereine sind wichtige soziale Begegnungsstätten, 

die für alle gesellschaftlichen Gruppen generationenüber-

greifend offen sind und vielfältige nachhaltige Potenziale 

der sozialen, kulturellen und alltagspolitischen Integration 

bieten. Der Sport und insbesondere der Fußball besitzen

eine enorme Integrationskraft. Mehr als andere Sportarten

spricht der Fußball Menschen unabhängig von Herkunft, 

Geschlecht, Religion, Kultur und Alter an, denn: Dem Ball ist

es egal, wer gegen ihn tritt. Vielmehr: Der Ball will sogar, dass

alle gegen ihn treten.

Zahlreiche Vereine bestehen aus Spielerinnen und Spie-

lern unterschiedlicher Herkunft, die heute wie selbstver-

ständlich miteinander ihren Sport ausüben. Fußball bringt

Menschen zusammen. Machen wir gemeinsam deutlich, 

dass niemand ausgegrenzt wird und Platz ist für alle. Sagen

wir gemeinsam jeglicher Anbahnung von Rassismus, Antise-

mitismus und Fremdenfeindlichkeit den Kampf an. In der 

Gemeinsamkeit liegt unsere Kraft, denn nur gemeinsam kön-

nen wir Vorurteile abbauen und den Gedanken der Freund-

schaft vertiefen. Ich freue mich, dass Fußball mit Abstand 

die beliebteste Sportart in unserem Land ist. Dabei ist es

nicht nur der Sport an sich, der die Menschen so begeistert. 

Zusammengehörigkeitsgefühl, die Mannschaftsfeiern und

das Vereinsleben – auch das gehört zum Fußball.

Der Bayerische Fußball-Verband appelliert an alle Ver-

eine, die Werte des Fußballs offensiv zu vertreten, zur Zi-

vilcourage aufzurufen und sich nach dem Motto „Gemein-

sam und Fair“ zusammen aktiv gegen Gewalt, Rassismus,

Diskriminierung und Intoleranz einzusetzen. Jedoch sind 

in Zeiten von sozialen Medien die Hemmschwellen für Be-

leidigungen, Aggressionen, Diffamationen und Hass-Kom-

mentare gesunken. Diese Entwicklung macht natürlich auch

nicht vor dem Sport und dem Fußball Halt. Aus diesem

Grund ist es mir wichtig, das Manifest: HALTUNG ZÄHLT

persönlich zu unterstützen.

Wir müssen uns trauen, die positiven Werte des Sports

auch in unserer Gesellschaft offensiv einzufordern: Selbst-

behauptung und Fairness, das Akzeptieren von Regeln, die 

Achtung des sportlichen Gegners, Gewaltfreiheit und 

Toleranz, Solidarität mit dem Schwächeren. Sport und Fußball

sind das Spiegelbild unserer Gesellschaft. Miteinander statt

gegeneinander, gemeinsam und fair! Daher ist es von enor-

mer Bedeutung, Haltung zu zeigen, um die unverzichtbaren

Grundwerte unseres Lebens erhalten zu können. //

Ich unterstütze das Manifest: HALTUNG ZÄHLT, weil …

HALTUNG ZÄHLT.

        

…
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